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VORSCHLÄGE 

Der Petitionsausschuss ersucht den federführenden Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in 

seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. weist erneut darauf hin, dass bei der Umsetzung und Durchsetzung von EU-Recht schon 

lange Probleme bestehen, und unterstützt die Anwendung gemeinsamer EU-Vorschriften 

in den Mitgliedstaaten, da dies von entscheidender Bedeutung dafür ist, dass die 

Glaubwürdigkeit der Union gestärkt wird und die Erwartungen der Bürger hinsichtlich der 

Vorteile, die die EU ihnen bieten kann, erfüllt werden; 

2. betont, dass die Kommission eine wichtige Funktion erfüllt, indem sie die Anwendung des 

EU-Rechts überwacht und dem Parlament und dem Rat ihren Jahresbericht übermittelt; 

fordert die Kommission auf, weiterhin aktiv an der Entwicklung von Instrumenten zu 

arbeiten, mit denen sich die Umsetzung, die Durchsetzung und die ordnungsgemäße 

Anwendung des EU-Rechts in den Mitgliedstaaten verbessern lässt, und in ihrem nächsten 

Jahresbericht zusätzlich zu den Angaben über die Umsetzung von EU-Richtlinien auch 

Angaben über die Durchführung von EU-Verordnungen zu machen; 

3. weist darauf hin, dass dem Parlament ebenfalls eine zentrale Rolle zukommt, da es die 

politische Kontrolle über die Maßnahmen der Kommission zur Rechtsdurchsetzung 

ausübt, die Jahresberichte über die Umsetzung des EU-Rechts prüft und einschlägige 

parlamentarische Entschließungen verabschiedet; ist der Auffassung, dass das Parlament 

mehr zur fristgerechten und korrekten Umsetzung von EU-Rechtsvorschriften beitragen 

könnte, indem es sein Fachwissen auf dem Gebiet des legislativen 

Entscheidungsprozesses im Rahmen bestehender Kontakte zu nationalen Parlamenten zur 

Verfügung stellt; 

4. weist darauf hin, dass Petitionen und Anfragen, die nach Artikel 227 AEUV an das 

Parlament gerichtet werden, sehr wichtig sind, da sie oft dazu führen, dass die 

Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen einen Mitgliedstaat einleitet; weist 

darauf hin, dass Beschwerden einzelner Bürger häufig dazu führen, dass Mängel und 

Unzulänglichkeiten erkannt und Verstöße von Mitgliedstaaten gegen EU-Recht 

aufgedeckt werden und dass diese Beschwerden eine Informationsquelle für die 

Kommission darstellen; weist darauf hin, dass Bürger, Unternehmen, 

Nichtregierungsorganisationen und andere Organisationen auch im Jahr 2014 sehr aktiv 

davon Gebrauch gemacht haben, mögliche Verstöße gegen das EU-Recht zu melden, und 

dass infolgedessen 2014 die Zahl der anhängigen Beschwerden um ca. 5,7 % gestiegen ist 

und 1 208 neue EU-Pilot-Verfahren eingeleitet wurden; nimmt zugleich die Zahl der 2014 

bearbeiteten Beschwerden und EU-Pilot-Verfahren zur Kenntnis und würdigt das EU-

Pilot-Verfahren angesichts einer Lösungsquote von 75 % als rasche und effektive 

Problemlösungsmethode; 

5. weist darauf hin, dass sich die effektive Anwendung des EU-Rechts positiv auf die 

Glaubwürdigkeit der EU-Organe auswirkt; würdigt, dass den von Bürgern, Unternehmen 

und Organisationen der Zivilgesellschaft eingereichten Petitionen im Jahresbericht der 

Kommission hohe Bedeutung beigemessen wird, da diese – neben der Hauptform der 

demokratischen Willensäußerung, nämlich den Wahlen und Volksabstimmungen – ein 

wichtiges sekundäres Instrument zur Überwachung der Anwendung des EU-Rechts und 
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zur Entdeckung möglicher Schlupflöcher mittels unmittelbarer Äußerungen von 

Meinungen und Erfahrungen der Bürger darstellen und es sich dabei um ein im Vertrag 

von Lissabon verankertes Grundrecht und wichtiges Element der Unionsbürgerschaft 

handelt; 

6. weist darauf hin, dass durch die unterschiedliche Umsetzung und Durchsetzung des EU-

Rechts in den Mitgliedstaaten dauerhafte Hindernisse für Unternehmen und Bürger 

entstehen, insbesondere für diejenigen, die in einem anderen Mitgliedstaat leben, arbeiten, 

unternehmerisch tätig sind oder studieren und von den Errungenschaften des 

Binnenmarkts profitieren möchten; betont, dass sich Verzögerungen bei der Umsetzung 

auch negativ auf die Rechtssicherheit auswirken; bekräftigt seinen Standpunkt, dass die 

Kommission der Einhaltung des EU-Rechts wirkliche politische Priorität einräumen und 

dafür effektiv mit den Organen – besonders mit dem Rat, insbesondere durch den 

systematischen Einsatz von Entsprechungstabellen –, mit den Mitgliedstaaten und anderen 

interessierten Parteien zusammenarbeiten sollte; betont, dass es in erster Linie Aufgabe 

der Mitgliedstaaten ist, das EU-Recht korrekt umzusetzen und anzuwenden; 

7. erkennt die den Beschwerdeführern gewährten administrativen Garantien an, wie die 

fristgerechte Bereitstellung von Informationen und die Unterrichtung im Zusammenhang 

mit Beschwerden, wie es auch vom Petitionsausschuss in seiner Stellungnahme von 2015 

zum oben genannten Bericht gefordert wurde; bedauert gleichwohl, dass die Antworten 

der Kommission im Zusammenhang mit Petitionen, zu denen die Kommission um 

Auskunft ersucht wird, oft auf sich warten lassen, und fordert die Kommission 

nachdrücklich auf, dies zu ändern und die Bürger zeitnah und in geeigneter Form über 

Maßnahmen, die infolge ihrer Beschwerden ergriffen werden, zu unterrichten; betont, dass 

die höhere Anzahl an eingereichten Petitionen auf keinen Fall zu Lasten der Qualität bei 

der einzelfallbezogenen Bearbeitung der Petitionen gehen darf; 

8. verweist auf die positive Wirkung des Projekts „EU-Pilot“ zum Austausch von 

Informationen zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten sowie auf die Lösung 

von Problemen im Zusammenhang mit der Anwendung des EU-Rechts auf nationaler 

Ebene, und fordert die Kommission auf, besonders auf die Durchsetzung und die interne 

Prüfung von Entscheidungen, die im EU-Pilot-Verfahren getroffen werden, zu achten; 

hebt hervor, dass hiermit auch wertvolle Informationen für anhängige Petitionen 

bereitgestellt werden können, und fordert die Kommission auf, bei EU-Pilot-Verfahren, 

die auf Petitionen zurückgehen, die Petenten einzubeziehen und damit unter anderem den 

Dialog zwischen den Petenten und den betroffenen nationalen Behörden zu erleichtern; 

begrüßt, dass sich die Mitgliedstaaten verstärkt darum bemühen, 

Vertragsverletzungsverfahren beizulegen, bevor sie vor Gericht kommen; weist darauf 

hin, dass Fragen zur Anwendung des EU-Rechts in Vorabentscheidungsverfahren geklärt 

und dadurch Vertragsverletzungsverfahren vermieden werden können; 

9. fordert das Parlament und insbesondere den Petitionsausschuss auf, Kampagnen zu 

fördern, in denen über das Beschwerdeverfahren, mit dem die Bürger Verstöße gegen EU-

Recht melden können, das EU-Pilot-Projekt und Vertragsverletzungsverfahren informiert 

wird und die dazu beitragen, dass diese Möglichkeiten besser genutzt werden und die 

Bürger über die Website des Parlaments leichter auf Informationen zugreifen können; 

10. begrüßt die Entschlossenheit der Dienststellen der Kommission, den 
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Informationsaustausch mit dem Petitionsausschuss zu verbessern, und bekräftigt seine 

Forderung nach einer verbesserten Kommunikation zwischen den beiden Seiten, 

insbesondere in Bezug auf die Einleitung und Durchführung von 

Vertragsverletzungsverfahren durch die Kommission, einschließlich des EU-Pilot-

Verfahrens, sowie in Bezug auf Bemühungen der Kommission, dem Petitionsausschuss 

Informationen innerhalb einer vertretbaren Frist zukommen zu lassen, damit er in der 

Lage ist, effektiver auf die Begehren der Bürger einzugehen; fordert die Kommission zum 

wiederholten Mal auf, die Berichte und Erkenntnisse des Petitionsausschusses bei ihren 

Kontrollen und legislativen Tätigkeiten zu berücksichtigen; 

11. begrüßt, dass die Kommission die Bürger mithilfe von Websites, Datenbanken, 

einfacheren Beschwerdeformularen und Online-Problemlösungsinstrumenten – die für 

mehr Transparenz sorgen sollen – besser über ihre Rechte und geeignete 

Rechtsbehelfsverfahren informiert; begrüßt in diesem Zusammenhang die bessere 

Zugänglichkeit von Entscheidungen über Vertragsverletzungen und die überarbeiteten 

Rubriken „Anwendung des EU-Rechts“ und „Ihre Rechte“ auf dem Europa-Internetportal, 

in denen die Bürger einschlägige Informationen darüber erhalten, wie das EU-Recht in 

den Mitgliedstaaten angewandt wurde und wie sie Beschwerde einlegen können; betont, 

dass weitere Maßnahmen erforderlich sind, um besser über die Anwendung des EU-

Rechts und Problemlösungsinstrumente zu informieren und die Bearbeitung der von EU-

Bürgern und Unternehmen eingereichten Beschwerden über Verstöße gegen EU-Recht zu 

verbessern; 

12. fordert die Kommission auf, alle unterschiedlichen Portale, Anlaufstellen und Online-

Informationen in einem zentralen Portal zu verbinden, über das die Bürger leicht auf 

Online-Beschwerdeformulare zugreifen und nutzerfreundliche Informationen über 

Vertragsverletzungsverfahren abrufen können; fordert die Kommission ferner auf, in 

ihrem nächsten Kontrollbericht eingehendere Angaben zu der Nutzung dieser 

Internetangebote zu machen; 

13. stellt mit Bedauern fest, dass sich nach wie vor einige von EU-Bürgern eingereichte 

Petitionen auf Verletzungen des EU-Rechts beziehen; betont, dass sich die meisten 

Petitionen auf mutmaßliche Rechtsverletzungen in den Bereichen Grundrechte, 

einschließlich der Rechte von Menschen, die einer Minderheit angehören, und von 

Menschen mit Behinderungen, Diskriminierungen, u. a. aufgrund der Nationalität, 

Binnenmarkt, Freizügigkeit, Verkehr, Umwelt, Bildung, Beschäftigung und 

Gesundheitsversorgung beziehen; ist der Überzeugung, dass diese Petitionen ein Beleg 

dafür sind, dass es immer noch häufig und weitverbreitet dazu kommt, dass das EU-Recht 

verspätet oder unvollständig umgesetzt oder nicht ordnungsgemäß angewendet wird, und 

hebt hervor, dass die Mitgliedstaaten das EU-Recht effektiv umsetzen und durchsetzen 

und bei der Rechtsetzung sämtlichen in den Verträgen und in der Grundrechtecharta der 

EU verankerten Grundwerten und Grundsätzen Rechnung tragen sollten; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, die Qualität des Informationsaustauschs mit dem Petitionsausschuss 

und der eingereichten Erläuterungen erheblich zu verbessern; hebt hervor, dass Vertreter 

der von den jeweiligen Petitionen betroffenen Mitgliedstaaten bei den Sitzungen des 

Petitionsausschusses anwesend sein müssen und ein ausgewogener Dialog geführt werden 

muss; schlägt vor, die Einbeziehung von Präventionsmechanismen effektiver zu gestalten; 

14. erinnert daran, dass Petitionen von natürlichen Personen häufig den Bereich der 
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polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen (früher als „dritter Pfeiler“ 

bezeichnet) berühren; weist darauf hin, dass bei der Bearbeitung von Petitionen oft 

anhaltende Mängel, wie langwierige Gerichtsverfahren in den Mitgliedstaaten bei Fällen 

mit Bezug zu EU-Recht, festgestellt werden; betont, dass Vorabentscheidungen durch den 

Europäischen Gerichtshof in diesen Fällen eine sinnvolle und geeignete Orientierungshilfe 

bieten, und bedauert, dass die Gerichte in den Mitgliedstaaten so spärlich von dieser 

Möglichkeit Gebrauch machen; begrüßt daher, dass sich die Zuständigkeit der 

Kommission seit dem 1. Dezember 2014 auch auf die polizeiliche und justizielle 

Zusammenarbeit erstreckt; erinnert daran, dass die Prüfung und Bearbeitung von 

Petitionen unabhängig erfolgt und sich ihrer Natur nach von einzelstaatlichen 

Gerichtsverfahren unterscheidet; 

15. hebt hervor, wie wichtig die Durchführung der von der Kommission verabschiedeten 

Pläne ist, um den Mitgliedstaaten in Bezug auf die rechtzeitige, klare und 

ordnungsgemäße Umsetzung von EU-Richtlinien die für das effiziente und nachhaltige 

Funktionieren der Europäischen Union erforderliche Unterstützung und Anleitung zu 

geben; begrüßt, dass dem Thema Bessere Rechtsetzung große Bedeutung beigemessen 

wird und nimmt die Überwachung der Leistungsfähigkeit der EU-Rechtsetzung durch das 

REFIT-Programm im Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Unionsrechts 

zur Kenntnis; fordert die Kommission auf, alle Interessenträger, darunter Sozialpartner, 

Verbraucherverbände, nichtstaatliche Organisationen und Unternehmen, aktiv bei der 

Beurteilung der Auswirkungen der EU-Rechtsvorschriften einzubinden, 

Verhältnismäßigkeits- und Subsidiaritätsprüfungen vorzunehmen (ex-ante) und die 

Umsetzung zu kontrollieren (ex-post); fordert die Kommission auf, auch die Messung und 

Verringerung der von den Bürgern zu tragenden bürokratischen Lasten in ihre Bewertung 

einzubeziehen und die weitergehenden wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 

Auswirkungen von EU-Rechtsvorschriften zu berücksichtigen und die Vorteile und den 

Nutzen von EU-Rechtsvorschriften zu beurteilen; erinnert die Kommission daran, die 

Grundsätze der Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten und der Unparteilichkeit zu 

wahren, wenn sie die Anwendung von EU-Recht kontrolliert; erwartet, dass sich die 

Qualität der EU-Gesetzgebung verbessert, und hofft, dass sich dies positiv auf die Anzahl 

der eingereichten Petitionen auswirken wird; 

16. betont, dass sich die Kommission bei der Prüfung von Petitionen, die sich auf Probleme 

im Zusammenhang mit den Grundrechten beziehen, unter Beachtung des 

Subsidiaritätsprinzips einen mutigeren Ansatz zu eigen machen sollte. 
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